
Serie: Wie werde ich Bürgermeister?

Das sollten
Bewerber für das
Amt mitbringen
Das Amt des Bürgermeisters be-
findet sich im Wandel und auch
die Biografien der Rathaus-
chefs verändern sich. Der
Staatsanzeiger beleuchtet in
der Serie „Wie werde ich Bür-
germeister?“ den Weg vom
Kandidaten zum Wahlsieger. In
der ersten Folge geht es um die
Voraussetzungen, die Bewer-
ber mitbringen sollten.

Von Philipp Rudolf

STUTTGART. Dass Yvonne Heine
heute Bürgermeisterin von Riedhau-
sen ist, hat mit Mut tun - und mit et-
was Zufall. Vor gut zwei Jahren stu-
dierte die damals 25-jährige noch an
der Verwaltungshochschule in Kehl
Public Management. Während ihres
Praktikums beim Verwaltungsver-
band, zu dem auch die kleine Ge-
meinde im Landkreis Ravensburg ge-
hört, wurde dort die Stelle des Rat-
hauschefs ausgeschrieben. Kollegen
motivierten sie zur Kandidatur, sie
bewarb sich - und gewann mit 88,37
Prozent. Bei ihrem Wahlsieg im Ok-
tober 2021 war sie die jüngste Bürger-
meisterin in Baden-Württemberg.

Die Jobbeschreibung klingt
für viele verlockend

Heine gehört mit dem Sprung vom
Hörsaal ins Spitzenamt einer Kom-
mune eher zu den Ausnahmen. An
den Hochschulen in Kehl und Lud-
wigsburg sind Studentinnen mittler-
weile in der Überzahl, doch davon
können sich nur wenige eine Kandi-
datur vorstellen, was sich letztlich
auch in der relativ geringen Anzahl

von Bürgermeisterinnen im Südwes-
ten niederschlägt. Ihre Zahl stagniert
seit Jahren bei rund zehn Prozent. Bei
einerBefragung inKehl hätten 70Pro-
zent der Studentinnen gesagt, dass sie
sich das Amt nicht vorstellen kön-
nen, erklärt Paul Witt. Der ehemalige
Rektor der Hochschule für öffentli-
che Verwaltung in Kehl betont je-
doch, dass die Lust zu kandidieren
meist später mit der Berufserfahrung
kommt; allen voran bei Frauen, von
denen viele erst nach der Familien-
planung antreten würden.

Immer wieder heißt es aus Ge-
meinden, dass sie keine geeigneten
Bewerber finden, manche suchen
deshalb mit kreativen Werbekampa-
gnen nach guten Leuten. Hoffnung
setzen viele in Quereinsteiger. Denn

anders als bei Führungspositionen in
der Verwaltung gibt es für Bürger-
meister nur wenige Voraussetzun-
gen, sogar das Wahlalter wurde kürz-
lich von 25 auf 18 Jahre gesenkt.

Die Jobbeschreibung der „Wahl-
beamten auf Zeit“ klingt für viele An-
gestellte verlockend: Ein Rathauschef
führt die Verwaltung, ist Vorsitzen-
der des Gemeinderats und repräsen-
tiert die Kommune, er kann in vielen
Dingen frei agieren. Das macht das
Amt für Quereinsteiger interessant,
sei es aus der freien Wirtschaft oder
anderen staatlichen Bereichen wie
der Polizei oder der Bundeswehr.

Trotz vieler Spielräume, einfach
„durchregieren“ kann niemand. Be-
werber sollten wissen, worauf sie sich
einlassen. Das Amt hat sich in den
vergangenen Jahren verändert, ein
Bürgermeister muss heute unter-
schiedliche Prozesse und Interessen
moderieren. Das Bild der unange-
fochtenen Autorität im Dorf oder in

der Stadt gehört schon lange der Ver-
gangenheit an. Heute herrsche ein
hohes Anspruchsdenken der Bürger,
der Ton sei rauer geworden, geben
viele Rathauschefs inUmfragen regel-
mäßig zu Protokoll.

Eine Grundregel besagt:
Man braucht Führungserfahrung

Was muss ein Bewerber also mitbrin-
gen für diesen Job, der für viele eine
Berufung ist? Auf Verwaltungserfah-
rung komme es laut Witt vor allem
in kleinenKommunen an,woder Rat-
hauschef selbstmit anpackt, was auch
Heine bestätigen kann. Zumindest
sollte man wissen, wie eine Verwal-
tung funktioniert, ergänzt sie. Füh-
rungserfahrung sei wichtig, betont

Witt. Beides kann ein Kandidat aber
auch anderswo als im Rathaus ler-
nen. Das Wissen darüber, wie eine
Verwaltung tickt, holen sich manche
Bewerber im Gemeinderat.

Ganz wichtig für alle Rathaus-
chefs sind für Witt soziale Kompeten-
zen wie Freude amUmgangmitMen-
schen, Offenheit und Authentizität.
Eine bekannte Formel besagt: Man
muss Menschen mögen.

Neben den persönlichen Voraus-
setzungen braucht es auch das nöti-
ge Geld für eineWerbekampagne und
mitunter die Beratung durch Profis,
die wissen, worauf es bei der Kandi-
datenvorstellung und anderen wich-
tigen Terminen ankommt.

Heine rät Kandidaten zu Mut und
den Sprung ins kalte Wasser zu wa-
gen. „Es ist ein Job, in dem man sehr,
sehr viel selbst bewegen kann“, sagt
sie nach zwei Jahren im Job. Heute
würde siedenSchrittwieder tun, auch
wenn das Amt fordernd sei.

Bei ihrem Wahlsieg im Oktober 2021 war Yvonne Heine mit 25 Jahren die jüngste Bürger-
meisterin in Baden-Württemberg. FOTO: HEINE

Serie beleuchtet die Schritte zum Wahlsieg

Wer kandidiert, muss die Wähler über-
zeugen. Doch eine Kandidatur unterliegt
vielen Formalien und ungeschriebenen
Gesetzen. Braucht es eine Homepage
und Auftritte in den sozialen Medien?
Worauf kommt es bei der offiziellen Kan-

didatenvorstellung an? Die Serie „Wie
werde ich Bürgermeister?“ zeigt den Weg
auf von der Entscheidung für eine Kan-
didatur, sie beschreibt, worauf es bei
einemWahlkampf ankommt und wo Be-
werber Unterstützung dafür bekommen.

„Freude am Umgang mit
Menschen, Offenheit und
Authentizität sind wichtig.“

Paul Witt,
ehemal iger Rektor der Verwal tungshochschule in Kehl

Verbände sorgen sich um Demokratie
Oberbürgermeister formulieren Appell gegen Rechtsextremismus im Lande

STUTTGART. Entsetzen, Zurückwei-
sung und Sorge um die Demokratie -
so reagiert die kommunale Familie
auf eine Correctiv-Recherche, nach
der Rechtsradikale, AfD- und rechte
CDU-Politiker sowie Unternehmer
die Abschiebungnicht deutscher Bür-
ger in Potsdam diskutiert haben.

Oberbürgermeister fordern einen
Schulterschluss der Demokraten

30 Oberbürgermeister aus der Re-
gion Stuttgart fordern in einem Ap-
pell einen Schulterschluss der demo-
kratischen Mitte. Zu den Erstunter-
zeichnern gehören Stuttgarts CDU-
OB Frank Nopper, sein parteiloser
Amtskollege Boris Palmer aus Tübin-
gen, Matthias Klopfer aus Esslingen
oder Thomas Keck (beide SPD) aus
Reutlingen.

Auch die kommunalen Landes-
verbände formulieren Sorgen um die
Demokratie. Der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Landkreistags, Alexis von Ko-
morowski, stuft die Zustimmungs-
werte für die AfD in Baden-Württem-
berg als gefährlich hoch ein. Er erin-
nert daran, dass die Beobachtung der
hiesigen AfD als rechtsextremisti-
scher Verdachtsfall auch darauf beru-
he, „dass verfassungswidrige Forde-

rungen nach einer umfassenden Re-
migration oder Reconquista kursie-
ren, wie sie bei dem abscheulichen
Treffen der Rechtsextremisten imNo-
vember in Potsdam erörtert wur-
den“, so der Geschäftsführer.

Gemeindetagspräsident Steffen
Jäger erläutert die Ziele der AfD. Sie
leugnedenMenschen gemachtenKli-
mawandel, lehne die Europäische

Union ab sowie die Zuwanderung
qualifizierterMenschen. „Das alles ist
gepaart mit dem Umstand, dass die
AfD zumindest in Teilen als gesi-
chert rechtsextremistisch gilt. Das
sind Positionen, die den zukünftigen
Wohlstand inDeutschlandmassiv ge-
fährden“, so Jäger.

Städtetagsgeschäftsführer Ralf
Broß verweist auf die Trierer Erklä-

rung des Bundesverbands. Sie stellt
die Vielfalt der Stadtgesellschaft her-
aus, und verurteilt, dass Menschen
Angst vor Vertreibung haben müss-
ten. Ein Parteiverbot bewerten die
Verbände zurückhaltend. Von Komo-
rowski und Jäger empfehlen nur bei
sehr hohenErfolgsaussichten einVer-
fahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht. Von Komorowski erwartet
aus Münster sachdienliche Hinweise
hierzu. Das dortige Oberverwaltungs-
gericht entscheidet über eine Klage
der AfD gegen den Bundesverfas-
sungsschutz. Dieser möchte die Bun-
des-AfD weiterhin als rechtsextremis-
tischer Verdachtsfall einstufen.

Persönlichkeitswahl könnte es
der AfD schwer machen

Für die Kommunalwahlen muss es
laut Komorowski gelingen, demokra-
tisch verwurzelte Kandidaten zu stär-
ken. Der Charakter der Personalwahl
und die Frage, wer konkret die Zu-
kunft der Kommunen und ein gutes
Zusammenleben ermögliche, sollte
dieWahlentscheidung bestimmen, so
Jäger. Broß verweist darauf, demokra-
tischeWerte und freie Wahlen zu ver-
teidigen, „zu denen man dann auch
bitte geht.“ (wab)

Auch auf dem Stuttgarter Marktplatz demonstrierten am Sonntag Tausende von Menschen
für die Demokratie. FOTO: ACHIM ZWEYGARTH

Wärmeplanung
ist vorerst wenig
aussagekräftig
STUTTGART. Der Ausbau von Wär-
menetzen in den Kommunen gerät
nach dem Haushaltsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts ins Stocken.
Darauf verweist der Städtetag Ba-
den-Württemberg. Zwar erkenne die
Bundesregierung die vomLand gefor-
derte Wärmeplanung der Großen
Kreisstädte als ausreichend für das
Heizungsgesetz an. Bürger sind aber
nicht verpflichtet, auf die Wärmepla-
nung beim Einbau einer neuen Hei-
zung einzugehen, die Pläne seien
nicht rechtsverbindlich.

Das werden sie erst durch einen
Beschluss über den Bau eines Fern-
wärmenetzes durch die Gemeinde.
Davon lassen die Rathäuser aktuell
die Finger, verweist Ralf Broß, Ge-
schäftsführer des Städtetags, weil die
Finanzierung nach dem Ende des Kli-
ma- und Transformationsfonds des
Bundes ungeklärt sei. „Weist eine
Stadt ein Netzausbaugebiet aus, muss
sie das Wärmenetz innerhalb von
längstens zehn Jahren bauen und in
Betrieb nehmen, sonst wird sie scha-
densersatzpflichtig“, heißt es vom In-
teressenverband. (wab)

Grundstück für
Moschee geht an
die Stadt zurück
KARLSRUHE. Der Bundesgerichts-
hof hat im Streit um die fast fertig ge-
stellte Filder-Moschee in Leinfelden-
Echterdingen der Stadt Recht gege-
ben. Das Gebäude war nach vier Jah-
ren nicht fertig gestellt, damit hab der
Bauherr, ein muslimischer Verein,
gegen seine vertragliche Baupflicht
verstoßen. Oberbürgermeister Ro-
land Klenk (CDU) geht trotz des
Urteils davon aus, dass man den Ver-
ein dieMoschee samt Funktions- und
Begegnungsflächen zu Ende bauen
und nutzen lasse. Die Stadt hatte dem
Verein 2014 ein Erbbaurecht für den
Bau einer Moschee auf städtischem
Grund eingeräumt. Doch als er die
Moschee nicht fristgerecht fertigge-
stellt hatte, forderte sie das Erbbau-
recht wie vertraglich vereinbart zu-
rück sowie 110000 Euro Erbpachtzin-
sen. Nun ging es darum, ob das Rück-
forderungsrecht der Stadt einge-
schränkt sei, was der BGH aber ver-
neinte. Um den Bau hatte es bereits
Streit gegeben, weil Zusagen nicht
eingehalten und Baupläne geändert
worden sind. (lsw)

Lautern ist „Dorf
mit Zukunft“
Dorfwettbewerb geht in eine neue Runde

STUTTGART. Der Wettbewerb
„Unser Dorf hat Zukunft“ startet in
eine neue Runde. Bis zum 15. Mai be-
werben sich Dörfer bei den zustän-
den Regierungspräsidien um die Aus-
zeichnungen in Gold, Silber und
Bronze. Kommunen oder Ortsteile
mit bis zu 3000 Einwohnern präsen-
tieren ihre Idee, mit denen sie die
Dorfgemeinschaft und damit die Zi-
vilgesellschaft stärken, den ländli-
chen Raum attraktiver und lebens-
werter machen.

Bewertet werden alle Aspekte der
Dorfentwicklung: Soziale Einrichtun-
gen rund um das Dorf, kulturelle An-
gebote und ein lebendiges Vereinsle-
ben, eine attraktive und verantwor-
tungsvolle Bau- und Grüngestaltung
sowie Arbeitsplätze, teilt das Land-
wirtschaftsministerium mit. Beim
vergangenen Wettbewerb hatten sich
27 Dörfer angemeldet, zwölf Dörfer
kamen über die Regionalebene hin-
ausunderreichtendenLandes-, eines
den Bundeswettbewerb.

Das Landesministerium zeichnet
die erfolgreichsten Dörfer im Be-
zirks- und Landesentscheid mit Me-

daillen, Preisgeldern und Sonderprei-
sen aus, das Bundesministerium ist
für den Bundeswettbewerb zustän-
dig. Hier erhält Lautern, ein Stadtteil
von Heubach im Ostalbkreis, auf der
internationalen Grünen Woche heu-
te, 26. Januar, eine Silbermedaille.
Durch die Teilnahme am Wettbe-
werb gelinge es oft, Bürger zu mobi-
lisieren, das Zusammengehörigkeits-
gefühl zu stärken und verantwor-
tungsbewusst das Dorf fit für die Zu-
kunft zu machen, heißt es aus dem
Stuttgarter Ministerium.

Gute Entwicklungskonzepte, et-
wa für die Mobilität, die Infrastruktur
oder zum Erhalt ortstypischer Gebäu-
de kommen bei den Preisrichtern gut
an. Digitalisierung oder Erneuerbare
Energien sind weitere Stichworte, die
auf eine gute Zukunftsfähigkeit hin-
deuten. Auch mit Identitätsfragen,
Brauchtum, Kultur oder Geschichte,
lässt sich punkten. (wab)

MEHR ZUM THEMA
Infos zu Anmeldung und Wettbewerb:
https://kurzelinks.de/Dorfzukunft
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